
Beamte & Versorgung

GDBA-magazin – September 20088

Der dbb-Bundes -
vorsitzende Peter
Heesen hat die in
der BILD-Zeitung 
erhobenen For -
derungen nach 
neuerlichen Pen-
sionskürzungen
scharf zurückge -
wiesen: „Diese 
so genannten sieben
Wahrheiten zu an-
geblich überhöhten
Pensionen in
Deutschland haben
mit der Realität
nichts zu tun. So ein
Quatsch schafft es
nur im Sommerloch
in die Medien“,
machte er deutlich. 

D
er dbb-Chef bezieht
sich mit seiner Kritik
auf einen Beitrag von
Bernd Raffelhüschen
in der Ausgabe des

Boulevardblattes vom 20. Au-
gust. Die darin verkündeten
„Wahrheiten“ über ungerecht-
fertigt hohe Pensionen seien
zum großen Teil falsch. 

Von den in der BILD aufgeführ-
ten 26 Beispielen betreffen ge-
rade einmal sieben Beispiele
den einfachen und mittleren
Dienst, vier Beispiele bezeich-
nen den gehobenen und 15 Bei-
spiele den höheren Dienst; die-
se Zusammenstellung bildet

nicht die Realität ab. Im Bereich
des Bundeseisenbahnvermö-
gens und des DB-Konzerns
gehören etwa 81 Prozent der Be-
amtinnen und Beamten dem
einfachen und mittleren Dienst
an, 17,5 Prozent dem gehobe-
nen und nur 0,8 Prozent sind im
höheren Dienst.

Heesen betonte: „Erstens ist die
Pension eine Vollversorgung.
Bei Vergleichen mit Durch-
schnittsrenten müssen Betriebs-
und Zusatzrenten berücksichtigt
werden. Außerdem gilt das ver-
fassungsmäßig geschützte Ali-
mentationsprinzip auch im Ru-
hestand. Zweitens ist hinsicht-
lich der zukünftigen Versor-
gungsausgaben durch Versor-
gungsrücklagen und -fonds Vor-
sorge getroffen. Zudem haben
sich die Prognosen der zu er-
wartenden Lasten durch die

zahlreichen Sparmaßnahmen
und ausgebliebene Besoldungs-
zuwächse der letzten Jahre nicht
unerheblich verbessert. Drittens
wird – anders als in Bild be-
hauptet – bei der Rente zurzeit
weder Riester- noch Nachhal-
tigkeitsfaktor angewendet. Für
Versorgungsempfänger gilt der
Riesterfaktor uneingeschränkt.
Viertens wird die Verlängerung
der Lebensarbeitszeit wirkungs-
gleich auf die Beamten übertra-
gen.“

Neiddebatten, so Heesen wei-
ter, helfen weder bei der Haus-
haltssanierung noch bei der Mo-
dernisierung des Rentenversi-
cherungssystems: „Was hier ge-
macht wird, ist kein Vergleich
Äpfel und Birnen mehr, sondern
eher Eier mit Wassermelonen.
Die Durchschnittsrente und die
Mindestversorgung ins Verhält-

nis zu setzen und dabei alle Un-
terschiede in Berechnung und
Begründung außer Acht zu las-
sen, ist wirklich abenteuerlich.
Mit ‚Wahrheiten‘ hat das gar
nichts zu tun.“

Der Unterschied ist systembe-
dingt. Bereits seit 1957 gilt: Weil
Beamte später einen Versor-
gungsanspruch haben, der sich
aus ihrem letzten Verdienst be-
rechnet, ist ihre Besoldung ent-
sprechend geringer. Sie erhalten
niedrigere Dienstbezüge als 
Angestellte in vergleichbaren
Funktionen. Im Alter gleicht sich
das aus.

GDBA-Chef Hommel übte 
Kritik an der Neiddebatte
Wiederholt übte auch der Bun-
desvorsitzende der Verkehrsge-
werkschaft GDBA, Klaus-Dieter
Hommel, massive Kritik an der

Zurückgewiesen: Forderungen 
nach Pensionskürzungen 

Die im Sommer angeheizte Diskussion um die Beamtenpensionen bezeichnete der dbb-
Bundesvorsitzende Peter Heesen als zum großen Teil falsch und unsachlich. GDBA-Chef
Hommel sprach von einer „Neiddebatte“.
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Neiddebatte. „Es gilt zu berück-
sichtigen, dass gerade im Be-
amtenbereich in den vergange-
nen Jahren durch Einschnitte –
drastische Kürzungen beim
Weihnachtsgeld, Streichung des
Urlaubsgeldes, zwei Arbeits-
zeitverlängerungen sowie Null-
runden über drei Jahre – erheb-
liche Einkommensverluste ein-
getreten sind. Im Übrigen sind
sämtliche Einschnitte aus den
vergangenen Rentenreformen
auch auf die Beamtenversor-
gung übertragen worden.“ Zu-
letzt wurde der Höchstsatz bei
den Pensionsansprüchen mit
dem Versorgungsänderungsge-
setz 2001 abgesenkt. 

Wiefelspütz (SPD): Auch 
Beamte ins Rentensystem
Nach Auffassung des SPD-
Innen experten im Bundestag,
Dieter Wiefelspütz, sollen auch

Beamte Rentenbeiträge bezah-
len. Wiefelspütz sagte der BILD-
Zeitung, beim jetzigen System
stelle sich die Frage der Ge-
rechtigkeit. Deshalb müssten
mittelfristig die beiden Systeme
der Altersversorgung für Beam-
te und Angestellte angeglichen
werden.

Der dbb-Bundesvorsitzende Pe-
ter Heesen hat auch die sach -
unkundige Forderung des SPD-
Innenpolitikers Wiefelspütz
nach einer Zwangsvereinigung
der Renten- und Versorgungssy-
steme scharf zurückgewiesen:
„Mit diesem Links-Schwenk
eröffnet Wiefelspütz eine sinn-
lose Debatte, wohl um von an-
deren Versäumnissen abzulen-
ken. 

Anders als die Rentenversiche-
rung werden die Versorgungs -
systeme längst vom Umlagever-

fahren auf Kapitaldeckung um-
gestellt. Das schafft nicht nur
mehr Sicherheit für die Betroffe-
nen, sondern auch eine nach-
haltige Entlastung für die Haus-
halte von Bund, Ländern und
Kommunen. Indem man immer
mehr Beschäftigtengruppen in
die Rentenversicherung zwingt,
löst man kein einziges ihrer
strukturellen Probleme.“ 

Konkrete Pläne in Berlin
existieren nicht
Die Verkehrsgewerkschaft 
GDBA empfiehlt zusätzlich zu
ihren Aktivitäten auch den Be-
amten und Versorgungsempfän-
gern selbst, ihren Unmut über
nicht gerechtfertigte Aktionen
von Abgeordneten im Bundes-
tag kundzutun. Eine Möglich-
keit bietet die Internet-Plattform
www.abgeordnetenwatch.de.
Darin erklärte Wiefelspütz: „Ich

trete dafür ein, dass langfristig
auch Beamte (und Abgeordne-
te) in das Versorgungssystem
einzahlen. Selbstverständlich
wird das nur mit Beamten ge-
hen, die neu verbeamtet wer-
den. Diejenigen, die bereits Be-
amte sind, genießen Vertrauens-
schutz. Wenn ein neuer Beitrag
abgeführt werden soll, müssten
natürlich die Bezüge der von der
Beitragspflicht betroffenen Be-
amten entsprechend angeho-
ben werden. Außerdem müsste
der Arbeitgeber Staat Rücklagen
für die Pensionen bilden. 

Schließlich: Ich bin von der
Presse nach meiner Meinung
gefragt worden. Meine Meinung
habe ich gesagt. Es existieren in
Berlin keine Pläne für eine
grundlegende Änderung der
Versorgungssysteme im Beam-
tenbereich.“ m.

„Pensionslasten“
im öffentlichen
Dienst
Die Ausgaben der öffentlichen
Haushalte für die Beamten-
pensionen werden nach Ein-
schätzung des dbb nicht so dra-
matisch ansteigen wie prog -
nostiziert. „Ich gehe davon aus,
dass im nächsten Versorgungs-
bericht der Regierung die Be-
rechnungen erheblich nach
unten korrigiert werden“, sag-
te der dbb-Vorsitzende, Peter
Heesen.

Er begründete dies damit, dass
die Annahmen, die auf einigen
Prognosen beruhen, sich ent-
scheidend geändert hätten. 

Nach dem letzten Versor-
gungsbericht aus dem Jahr
2005 könnten im Jahr 2050 auf
die öffentlichen Haushalte
Ausgaben in Höhe von 36 Mil-
liarden Euro für die Pensionen
zukommen. Der neue Versor-
gungsbericht der Bundesregie-
rung wird Ende des Jahres 2008
erwartet. Werden die Pensio-
nen unbezahlbar?

Der dbb-Chef geht davon aus,
dass im kommenden Versor-

gungsbericht die Berechnun-
gen erheblich nach unten kor-
rigiert werden. So haben nach
Angaben des Gewerkschafts-
vorsitzenden die Versorgungs-
fonds und -rücklagen, die seit
1998 angelegt worden sind, in-
zwischen mehrere Milliarden
Euro Kapital angesammelt.
„Das wird den Staatshaushalt
ab 2017 zusätzlich entlasten“,
sagte Heesen.

Er verwies zudem darauf, dass
die Zahl der Frühpensionen
stark zurückgegangen sei. Vor
Jahren lag das faktische Pen-
sionsalter unter 60 Jahren; jetzt
liege es deutlich über 63 Jahre.
Auch die Nullrunden der ver-
gangenen Jahre bei den Ein-
kommen im öffentlichen
Dienst würden sich redu -
zierend auf die Versorgungs-
ausgaben auswirken. Die Ab-
senkung der Ruhegehaltssätze
durch das Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 und die Er-
höhung des Pensionsalters auf
67 Jahre wirkten sich ebenfalls
kostensenkend aus. „All das
wird in den neuen Berechnun-
gen zum Tragen kommen und
den prognostizierten Kosten-
druck relativieren“, betonte
Heesen.

Die Absicht liegt
auf der Hand
Gut eine Woche spä-
ter legte die BILD
noch einmal nach
und wetterte gegen
Pensionäre. Doch
dbb-Chef Peter Hee-
sen stellte klar: „Der
Beamtenstatus ist at-
traktiv, belastbar und
kostengünstig.“

F
ür den Vorsitzenden des
dbb lag „die Absicht auf
der Hand“. Mit fragwür-
digen Kronzeugen und
unhaltbaren Rechen-

tricks werde versucht, „einen
bewährten Grundpfeiler unse-
res Staates zu beschädigen“. 

Die Rechenbeispiele der Boule-
vardpresse zu den Versorgungs-

kosten gingen jeweils von den
Versorgungshöchstsätzen aus,
prognostizierten langfristig jähr-
liche Besoldungszuwächse von
1,8 Prozent, rechneten kurzer-
hand alle Beihilfeaufwendun-
gen in die Versorgung ein und
schlügen die Soldaten – deren
Anwartschaften über zwei Drit-
tel der Gesamtsumme ausma-
chen – den Beamten zu. Heesen:
„Alles zum Wohle der großen
Zahl und Schlagzeile.“ 

In wenigen Wochen werde der
neue Versorgungsbericht der
Bundesregierung erwartet – mit
deutlich günstigeren Prognosen,
die die Absenkung des Versor-
gungshöchstsatzes, die bereits
gebildeten Versorgungsfonds
und -rücklagen sowie die be-
scheidene Besoldungsentwick-
lung der letzten Jahre berück-
sichtigen. Spätestens dann sei
die Luft raus aus dieser „kurz-
sichtigen und dümmlichen
Kampagne“, so Heesen.
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Auch GDBA-Chef Klaus-Dieter
Hommel kritisierte die „Kam -
pagne“ des Boulevardblatts. 

Wie hoch ist die Pension
tatsächlich?
Im Bereich des Bundeseisen-
bahnvermögens und des DB-
Konzerns gehören etwa 81 Pro-
zent der Beamtinnen und Be-
amten dem einfachen und mitt-
leren Dienst an. Ein Beamter in
Besoldungsgruppe A 8 (Haupt-
sekretär) erhält laut BILD-Zei-
tung (Ausgabe vom 20. August
2008) eine steuerpflichtige
Höchstversorgung von 1899,63
Euro. Nicht erwähnt wird, dass
Pensionen höher als Renten be-
steuert werden und für Beamte
die besondere Lohnsteuertabel-
le „B“ mit einem höheren Steu-
ersatz gilt. In diesem Fall ergibt
sich trotz Versorgungsfreibetrag
in der Steuerklasse IV eine mo-
natliche Steuer von etwa 160 Eu-
ro.

Ein Pensionär zahlt von seiner
Nettopension die Krankenversi-
cherung. In Besoldungsgruppe
A 8 mit Angehörigen beträgt der
Monatsbeitrag, beispielsweise
zur Krankenversorgung KVB
derzeit 180,80 Euro. Der Ver-
sorgungsempfänger im genann-

ten Beispiel A 8 erhält somit im
Falle des derzeitigen Höchstver-
sorgungssatzes von 72,97 Pro-
zent – wird nach 40 Dienstjah-
ren erreicht und sinkt weiter ab
– rund 1559 Euro Nettopension.
Davon ist noch der Beitrag für 
eine Restkostenversicherung
(rund 100 Euro im Monat) oder
der Selbstbehalt bei Arztrech-
nungen und Medikamenten ab-
zuziehen – es verbleiben dann
tatsächlich rund 1459 Euro im
Monat. 

Die Kosten für die Pflegeversi-
cherung und mindestens 10 Pro-
zent Selbstbehalt auf Arztrech-
nungen und Medikamenten (ne-
ben Praxisgebühr und neben der
üblichen Zuzahlung zu Medika-
menten) sind hier noch nicht
mitgerechnet. 

Die Realität ist anders
Statt eine Kampagne zur Ab-
schaffung des Beamtenstatus zu
fahren, sollte man sich lieber mit
der Realität auseinandersetzen,
sagte dbb-Chef Heesen: „Wa -
rum will denn beispielsweise
Berlin wieder Lehrer verbeam-
ten? Weil der Senat eingesehen
hat, dass gerade im föderalen
Wettbewerb der Beamtenstatus
ein Pfund ist. Und das alles ver-
gleichsweise kostengünstig.“

Die Aufgaben der öffentlichen Haushalte für die Beamten-
pensionen werden nach Einschätzung des dbb nicht so
hoch ansteigen wie prognostiziert.


